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W
as kann das Corona-Virus end-
lich eindämmen? An diesem
Dienstag ringen Kanzlerin Ange-

la Merkel (CDU) und die Regierungschefs
derLänderbei einerKrisenschalteumAnt-
worten. Hinter den Kulissen gibt es zwi-
schen Politik, Wirtschaftsvertretern und
Experten heftige Diskussionen darüber,
welche Schritte die Verbreitung des Virus
wirklich bremsen können. Und wie realis-
tisch es ist, dass sich härtere Vorgaben
auch umsetzen lassen. Ein Blick auf die
wichtigsten absehbaren Punkte:

FFP2-Masken-Pflicht

FFP2-Masken inBussenundBahnenkönn-
ten bald bundesweit Pflicht werden, nicht
nur in Bayern. Als dies beim Dachverband
der deutschen Nahverkehrsunternehmen
am Wochenende durchsickerte, schickte
der Verband eine eindringliche Warnung
an die Regierung. Zwar ist der medizini-
sche Nutzen hochwertiger FFP2-Masken
unbestritten – sie schützen etwa stärker
vor Infektionen durch Aerosole als chirur-
gischeMaskenoder Alltagsmasken. Bei ei-
ner bundesweiten Pflicht im Nah- und
Fernverkehr wären indes möglicherweise
mehrMasken nötig, als verfügbar sind.

Müsste jeder Fahrgast eine solcheMas-
ke nach strengen RKI-Vorgaben tragen,
würden pro Monat mehr als 100Millionen
Masken gebraucht, die dann in Kranken-
häusern oder Pflegeheimen fehlten,
schreibt der Präsident des Verbands deut-
scher Verkehrsunternehmen, Ingo Wort-
mann. Allein die Deutsche Bahn kalkuliert
mit fast sieben Millionen nötigen Masken
täglich. Indirekt wirft der Verkehrsver-
band Bayern vor, denMarkt gerade leer zu
räumen,umdie eigeneMaskenpflicht um-
setzen zu können. Der Weg Bayerns, Mas-
ken inganzDeutschlandeinzukaufen,kön-
ne keine Lösung sein, heißt es in dem Pa-
pier.EinSprecherdesbayerischenGesund-
heitsministeriums weist das zurück. Bay-
ern greife auf das vomFreistaat eingerich-
tete Pandemiezentrallagermit Schutzaus-
stattung zurück. Natürlich sei klar, dass
die Ausgabe von Masken an Bedürftige
„entsprechendkompensiert“werdenmüs-
se durch Ersatzbeschaffung. Diese werde
aber „erst demnächst angestoßen“.

An Bussen und Bahnen wird gerade
klar,wieschwierigderKampfgegendasVi-
rus ist. Denn auch wer die Kosten für die
FFP2-Masken trägt, ist offen. Die klam-
men Unternehmen sehen sich nicht in der
Pflicht. Weil sich nicht alle Bürger die ver-
gleichsweise teuren FFP2-Masken leisten
können, betonte Gesundheitsminister
Jens Spahn am Montag, dass schon deut-
lich günstigere OP-Masken „einen wichti-
gen Unterschied“ zu Alltagsmasken aus
Stoff machten. Zudem verwies er darauf,
dass „dieser Tage“ 34,1 Millionen Bürger
Gutscheine für zwölf FFP2-Maskenerhiel-
ten– all jene, die zu den besonders gefähr-
deten Gruppen zählen.

Die Verkehrsbetriebe unterbreiten der-
weil einen eigenen Vorschlag: Schweigen.
BundundLänder sollten nach spanischem
Vorbildeine„Anordnungbeschließen“,Ge-
spräche während der Fahrt mit Bus und
Bahn– auchperHandy–zuverbieten.Das
könne die Aerosolausbreitung verringern.

Mehr Home-Office

Zahlreiche Stimmen aus der Wissenschaft
empfehlen eine Ausweitung der Heimar-
beit, ob freiwillig oder angeordnet. Eine
Modellrechnung von Forschern der Uni
Bonnunddes Instituts zur Zukunft derAr-
beit (IZA) zeigt, welche Wirkung es haben
könnte,wennmehrMenschenvonzuHau-
se aus arbeiten. Bereits ein moderater An-

stieg des Homeoffice-Anteils könnte die
7-Tage-InzidenzdemnachbisMitteFebru-
ar um 25 Punkte senken, bis Mitte März
um fast vierzig. Das Ziel von Bundes- und
Landesregierungen ist ein Inzidenzwert
unter 50, also etwa 100 Punkte unter dem
aktuellenWert.

In ihrer Rechnung gehen die Forscher
davon aus, dass bereits jetzt etwa ein Vier-
tel der Arbeitnehmer zuhause arbeitet. Ei-
ne repräsentativeBefragungderHans-Bö-
ckler-Stiftung hatte im November einen
Home-Office-Anteil vonnur 14Prozent er-
geben.SeitherhabenBundundLänderver-
stärkt fürdieHeimarbeitgeworben,außer-
demmüssenvieleArbeitnehmer ihreschul-
pflichtigen Kinder zuhause betreuen. Für
ihreSimulationnahmendasTeamdesÖko-
nomenHans-MartinvonGaudeckernunei-
ne Quote von 35 Prozent an, was dem Ni-
veau des ersten Lockdowns im Frühjahr
entspricht. „Unsere Ergebnisse zeigen,
dass eineErhöhungderHomeOffice-Quo-
te ein sehr sinnvollerWegwäre, umdie In-
fektionszahlen zu drücken“, schreiben die
Forscher in ihrem Fazit. Für eine schnelle
ReduktionderFallzahlenempfiehltdasPa-
pier eine Kombination von geschlossenen
Schulen und verstärktem Home-Office.
SpäterkönnemanauchdieSchulenwieder

öffnen, wenn weiterhin viele Menschen
von zuhause aus arbeiten würden. Wäh-
rend Arbeitsminister Hubertus Heil (SPD)
die Möglichkeiten für Home-Office aus-
bauenwill, warnt dieWirtschaft vor einem
Zwang zur Heimarbeit.

Mutationen besser beobachten

Die wohl größte Sorge der Regierung gilt
neuen Virusvarianten, die zuerst in Groß-
britannien und Südafrika aufgetreten
sind, inzwischen aber auch inDeutschland
nachgewiesenwurden. Die seien „hochan-
steckend“, sagte Spahn amMontag in Ber-
lin. „Dass sichViren verändern, ist normal.
Dass sie so schnell so viel infektiöser wer-
den, nicht unbedingt - und das macht es
für uns sehr herausfordernd.“

UmdenMutanten auf die Spur zu kom-
men und zu verhindern, dass sie sich auch
hierzulande ausbreiten, fördert die Regie-
rung jetzt bundesweit die sogenannte Ge-
nomsequenzierung der Coronaviren. Eine
neue Verordnung, die Spahn am Montag
unterzeichnet hat, verpflichtet Labore, er-
hobene Genomsequenzdaten an das Ro-
bert-Koch-Institut zu übermitteln. Vergü-
tet bekommen sie das mit 220 Euro je Se-
quenzierung. Labore, die zwar Tests aus-

werten, aber nicht selbst sequenzieren,
können einen bestimmten Anteil ihrer po-
sitiven Proben in andere Einrichtungen
schicken. Schon jetzt würden regelmäßig
Proben ans RKI geschickt, aber das reiche
nun nicht mehr, so Spahn. Labore sind
demnach auch angehalten, ältere Proben
rückblickend zu sequenzieren. So soll ein
genaueres Bild der Verbreitung dieser Vi-
rusvarianten entstehen.

Neben der Sequenzierung setzt der Ge-
sundheitsminister weiter auf Einreisebe-
schränkungen. VergangeneWoche hat das
KabinettVerschärfungenbeschlossen;Rei-
sende aus besonders betroffenen Regio-
nen müssen nun schon vor ihrer Einreise
ein negatives Testergebnis vorlegen. Alle
bislang inDeutschland gefundenenMuta-
tionen hingen laut Spahn mit Einreisen
ausGroßbritannienoderSüdafrikazusam-
men. Verstärkte Kontrollen und mehr
Tests soll es auch an anderer Stelle geben,
bei Einreisenauf demLandwegund„gera-
de für Berufs- und Grenzpendler“. In Bay-
ernundSachsenseheman,wie sichdas In-
fektionsgeschehen entlang der Grenze zu
Tschechien „immer wieder gegenseitig
über die Grenze zu verstärken scheint“.
Deshalbsei eswichtig,dortnochmehrver-
pflichtend zu testen.

Gesundheitsämter verstärken

Schließlich setzt die Regierung auf mehr
Unterstützung für die Gesundheitsämter.
Nach wie vor gilt eine Inzidenz von höchs-
tens 50 als Zielgröße, weil die Ämter dann
inderLagesind, Infektionennachzuverfol-
gen – doch in den meisten Regionen liegt
derWert noch immer weit darüber. Spahn
sagte amMontag, viele Gesundheitsämter
berichteten, „eine Zeitlang“ durchaus
auchmit anderen Infektionszahlen umge-
henzukönnen.Die Frageaber sei,was län-
gerfristighandhabbarsei.Unterstütztwür-
den die Ämter nicht nur personell durch
die Bundeswehr, sondern auch technisch.
Seitdem1. Januarmüsstendarüberhinaus
alleMeldungen ans Gesundheitsamt elek-
tronisch erfolgen „und nicht mehr per
Fax“. Zudem gebe es die Software Sormas
zur Kontaktpersonenverfolgung. Alle, die
das nutzten, so Spahn, berichteten davon,
dass so Personalressourcen eingespart
würden.

Nun werden die Schrauben zur Eindäm-
mung der Pandemie noch stärker angezo-
gen. Die Freiheiten werden kleiner, und
mancher fragt sich, wann der Punkt er-
reicht ist, an dem die Grundrechte so ge-
quetscht sind, dass sich nichts mehr her-
auspressen lässt an Bewegungsfreiheit
und selbstbestimmtem Leben, ohne sie zu
beschädigen. Anders gefragt: Schlägt nun
die Stunde der Gerichte?

Schaut man sich die wechselvolle, bald
ein Jahr währende Geschichte der juristi-
schenAntworten auf Corona an, dann lässt
sich eher die umgekehrte Regel aufstellen:
Je härter die Maßnahmen, desto geringer
deren gerichtliche Beanstandung – und
umgekehrt. ImerstenLockdowndesFrüh-
jahrs waren die Gerichte regelrecht ge-
lähmt und nahmen fast alles hin. Nur ver-
einzelt wurden allzu rigide Demonstrati-
ons- oder Gottesdienstverbote gekippt.

ImSommerdagegen, alsdieZahlensan-
ken, nahmen Gerichte die Verbote biswei-
lensehrgenauunterdieLupe.Nachden In-
fektionen imSchlachtbetriebTönnies kas-
sierte das Oberverwaltungsgericht (OVG)
Münster am6. Juli einen befristeten Lock-
down für den gesamten Kreis Gütersloh –
weil die Infektionszahlen zwar in Rheda-
Wiedenbrücksehrhoch, 30Kilometerwei-
ter aber sehr niedrig seien. Der Grundsatz
derVerhältnismäßigkeitwurde zumPräzi-
sionsinstrument. Wenn schon Freiheiten
beschränkt werden, dann aber nur punkt-
genau, hieß das. So ähnlich war es noch im
Herbst, als landauf, landab die Beherber-

gungsverbote fielen. Die Ansage lautete:
Bitte nur da verbieten, wo es wirklich et-
was bringt.

Liest man die Entscheidungen der Ver-
waltungsgerichte nach den Verschärfun-
gen vomDezember, so stelltman fest, dass
auch in der Juristenwelt jede Wahrheit zu
dieser sodynamischenwiekomplexenPan-
demieeinkurzesVerfallsdatumhat.Nächt-
liche Ausgangssperre? Kein Problem, fand
das Verwaltungsgericht (VG)Minden Ende
Dezember, denn damit könnten „gesellige
Zusammenkünfte“ unterbunden und die

Einhaltung der Verbote effektiver kontrol-
liert werden. Auch der vormals als unbe-
denklich geltendeDrang insFreie kann in-
zwischen mit gerichtlicher Billigung ge-
stoppt werden. Laut OVG Berlin-Branden-
burg ist die 15-Kilometer-Regel für Gebie-
temit hohen Inzidenzen der Eindämmung
des Virus „förderlich“, auch wenn unter
freiem Himmel nur eine geringe Anste-
ckungsgefahr bestehe. Das OVG Münster
hielt das Verbot für Golfplätze für rech-
tens, obwohl das Golfen „nicht in hohem
Maße infektionsbegünstigend“ sei.

DiebreitflächigeCorona-Bekämpfungs-
strategie „Viel hilft viel“ hat vor Gericht al-
so gehalten. Eineweitgehende Kontaktbe-
schränkungseikonsequent,weildie Infek-

tionswege nicht mehr lokalisierbar oder
auf bestimmte Ereignisse eingrenzbar sei-
en, schrieb das VG Düsseldorf vor ein paar
Wochen. Vielleicht waren sie das nie, aber
imSommer undHerbst glaubtemannoch,
Partys seien schuld oder Reiserückkehrer.
Heute dagegen argumentiert etwa das
OVG Berlin-Brandenburg zur Rechtferti-
gung der imHerbst so umstrittenen Über-
nachtungsverbote, angesichts des diffu-
sen Infektionsgeschehens könne die Pan-

demiebekämpfungnichtmehrnurbei ver-
meintlichen Haupttreibern ansetzen.

Bei dieser juristischen Ausgangslage ist
zu erwarten, dass auch die nun diskutier-
ten Verschärfungen vor den Gerichten im
Wesentlichen Bestand haben dürften, sei-
endies nun striktere nächtlicheAusgangs-
sperrenodereinFahrgastlimit fürStraßen-
bahnen. Und die Auflage, Masken zu tra-
gen, lässt sich als eher milde Beschrän-
kung vermutlich ohne juristisches Risiko

ausweiten. Es gilt eben für die Justiz, was
auchfürdiePolitik richtig ist.Beideoperie-
ren in einer nebulösen Sphäre zwischen
Nichtwissen und Gewissheit. Nichtwissen
überdieexaktenVerbreitungswegedesVi-
rus – und Gewissheit über dramatisch ho-
he Infektionszahlen. IneinemPunktkönn-
tendie diskutiertenMaßnahmensogar für
einQuäntchenmehr Gerechtigkeit sorgen.
Da die Industrie und einige andere Bran-
chen von all den Schließungen verschont
wurden, könnte eine nachdrückliche
Pflicht zum Home-Office die Ungleichbe-
handlung zumindest einwenig glätten, die
zwischen dem produzierenden Gewerbe
aufder einensowieHandelundDienstleis-
tern auf der anderen Seite besteht. Nach
dem Motto: Wenn sie schon weiter arbei-
ten dürfen, dann zumindest unter größt-
möglichen Anstrengungen, ihren Beitrag
zur Pandemie-Bekämpfung zu leisten.

Eine gewisseRolle könnten dieGerichte
aberwomöglich beimThema Impfen spie-
len. Dass die Reihenfolge der zu impfen-
denGruppennichtperGesetzgeregeltwur-
de, sondern nur per Verordnung, verstößt
nach Meinung zahlreicher Verfassungs-
juristen eindeutig gegen das Grundgesetz.
Wesentliche Fragen müssen nun mal vom
Parlamentgeregeltwerden–undeine Imp-
fung kann eine Frage von Leben und Tod
sein. Erste Klagen gibt es bereits. Eine
Hamburgerin, die vor einer Krebstherapie
stand, hat laut Spiegel.de kürzlich auf dem
Klageweg durchgesetzt, dass sie vorrangig
geimpft wird. wolfgang janisch
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Viel hilft viel
Warum weitere Verschärfungen wie Ausgangssperren oder Fahrgastlimits vor den Gerichten Bestand haben dürften

Muss die Impfreihenfolge vom Parlament geregelt werden? Viele Juristen meinen,
ja – Spritzen im Impfzentrum auf dem Berliner Messegelände.  FOTO: SEAN GALLUP/GETTY

Sagen Sie jetzt nichts!
Bessere Masken, eine Home-Office-Pflicht oder Schweigen in der Bahn?

Welche Rezepte vor dem Gipfel diskutiert werden – und welche Probleme sich da auftun

FFP2-Masken schützen stärker vor Infektionen durch Aerosole als chirurgische Masken oder Alltagsmasken. Doch sind gegenwärtig genug verfügbar?  FOTO: MEISSNER/AP

Eine Ausweitung
der Maskenpflicht gilt
als unproblematisch

Was drückt die Ansteckungszahlen? Seit gut vier Wochen gelten verschärfte Corona-Auflagen in Deutschland,
doch die Infektionsraten sind immer noch nicht so niedrig, wie sie sein sollten. An diesem Dienstag beraten Bund und Länder darüber,

was man zusätzlich tun kann. Die Mutationen des Virus machen die Lage noch ungewisser – und erhöhen den Zeitdruck


